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I. Amtliche Texte

Gesetze

116 Berichtigung
des Gesetzes Nr. 1490 Ð Saarländisches Mediengesetz

(SMG) vom 27. Februar 2002 (Amtsbl. 2002, S. 498)

Vom 15. April 2002

Die Bekanntmachung des Gesetzes Nr. 1490 Ð Saar-
ländisches Mediengesetz (SMG) vom 27. Februar 2002
wird wie folgt berichtigt:

a) In § 58 Abs. 7 wird Satz 2 wie folgt gefasst:

¹Sie oder er regelt die Organisation und Ge-
schäftsverteilung.ª

Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden die Sätze 3
bis 5.

b) In § 58 Abs. 8 Satz 1 werden die Worte ¹der Ge-
schäftsordnungª durch die Worte ¹dieses Gesetzes
und des Geschäftsverteilungsplanesª ersetzt.

Saarbrücken, den 15. April 2002

Der Chef der Staatskanzlei

Im Auftrag
Dr. Ukrow

Verordnungen

113 Verordnung
über das Naturschutzgebiet ¹Waldschutzgebiet

Steinbachtal/Netzbachtalª

Vom 25. März 2002

Auf Grund des § 17 Saarländisches Naturschutzgesetz
in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März
1993 (Amtsbl. S. 346, 482), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 5. Februar 1997 (Amtsbl. S. 258), verordnet
das Ministerium für Umwelt:

§ 1

Schutzgebiet

(1) Das im Folgenden näher bestimmte Gebiet mit ei-
ner Gröûe von ca. 1.011 ha wird zum Naturschutz-

gebiet erklärt; es trägt die Bezeichnung Naturschutz-
gebiet ¹Waldschutzgebiet Steinbachtal/Netzbachtalª.

(2) Das Naturschutzgebiet liegt in Saarbrücken-Mal-
statt und Quierschied-Fischbach im Wald zwischen
der Bundesautobahn A/1 und dem Fischbachtal. Das
Naturschutzgebiet umfasst folgende Waldabteilungen:

Gemarkung Malstatt:

Die Waldabteilungen

Nr. 1391, 1396, 1397, 1398, 1400, 1401, 1424, 1426,
1428, 1429, 1431, 1588, 1585, 1584, 1587, 1590, 1591,
1593, 1601, 1589, 1582, 1623, 1625, 1626, 1633, 1634,
1635

und Teilflächen der Waldabteilungen

Nr. 1388, 1390, 1422, 1423, 1425, 1427, 1402, 1430,
1594, 1586, 1583, 1581, 1592, 1621, 1622, 1624, 1632

sowie im Flur 35 die Parzellen

Nr. 198 bis 203, 206/1, 207 bis 209, 211/1, 213/1, 215,
216, 217, 218, 219, 1/684, 1/685, 268/220, 269/220,
270/221, 271/221, 300/222, 301/222, 302/223, 238, 239,
224 bis 227, 1/682

und Teilflächen der Parzellen

Nr. 184, 240/2.

Gemarkung Fischbach:

Die Waldabteilungen

Nr. 1639, 1640

und Teilflächen der Waldabteilungen

Nr. 1631, 1632, 1627 und 1624.

Ausgenommen von dem Naturschutzgebiet ist das Ge-
lände des ¹Naturfreundehausesª in der Waldabteilung
1423 mit einer Gröûe von 0,7 ha.

(3) Das Naturschutzgebiet ist in dem anliegenden Kar-
tenausschnitt gekennzeichnet sowie in Karten im
Maûstab 1 : 10.000 und 1 : 1.250 mit Randsignatur dar-
gestellt. Die Karten werden im Ministerium für Um-
welt Ð Oberste Naturschutzbehörde, Saarbrücken Ð
archivmäûig verwahrt. Je eine weitere Ausfertigung
befindet sich bei den unteren Naturschutzbehörden
bei der Stadt Saarbrücken und beim Stadtverband
Saarbrücken. Die Karte kann bei den genannten Be-
hörden während der Dienststunden von jedermann
eingesehen werden.
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(4) Die Abgrenzung des Naturschutzgebietes ent-
spricht weitgehend der Naturwaldzelle Steinbachtal/
Netzbachtal gemäû Erklärung vom 30. Oktober 2000.
Die Kennzeichnung als Naturwaldzelle ist auch für
das Naturschutzgebiet gültig.

§ 2

Schutzzweck

(1) Schutzzweck ist die Erhaltung, Pflege und Ent-
wicklung eines mesophilen Buchenwaldes über Kar-
bon sowie anderer standortsangepasster natürlicher
Waldgesellschaften zu einem forstwirtschaftlich nicht
genutzten, sekundären Urwald. Die besondere Tier-
und Pflanzenwelt dieses Waldes und seine natürliche
Sukzession sollen geschützt und der Bevölkerung, wel-
che diesen Wald zur naturverbundenen Erholung
nutzt, in geeigneter Weise anschaulich gemacht wer-
den.

Diese Waldflächen dienen in ihrer ungestörten biolo-
gischen Entwicklung als forstliche Dauerversuchsflä-
chen der Erforschung der Lebensvorgänge in unge-
störten Waldökosystemen sowie Zwecken des Arten-
und Biotopschutzes, insbesondere für Algen, Moose,
Flechten, Pilze, Farne sowie Alt- und Totholz bewoh-
nende Vögel, Kleinsäuger und Insekten.

(2) Das Naturschutzgebiet erfüllt die Kriterien des eu-
ropäischen Schutzgebietssystems NATURA 2000 nach
der Richtlinie 79/409 EWG vom 2. April 1979 über
die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten und nach
der Richtlinie 92/43 EWG des Rates vom 21. Mai
1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume so-
wie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (FFH-Richt-
linie), zuletzt geändert durch die Richtlinie 97/62/EG
vom 27. Oktober 1997 (ABl. EG Nr. L 305 S. 42).
Wertgebend sind der Lebensraum Auenwald sowie
die Tierarten Schwarzspecht, Spanische Flagge,
Hirschkäfer, Gelbbauchunke und Groppe.

§ 3

Verbote

In dem Naturschutzgebiet sind Ð mit Ausnahme der
in § 4 festgelegten Handlungen Ð alle Maûnahmen
verboten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder
nachhaltigen Störung des Naturschutzgebietes oder
seiner Bestandteile führen oder dem Schutzzweck ge-
mäû § 2 widersprechen.

Insbesondere ist verboten:

1. Forst- und landwirtschaftliche Nutzung durch-
zuführen.

2. Bauliche Anlagen zu errichten, auch solche, die
keiner Baugenehmigung bedürfen.

3. Das Naturschutzgebiet unbefugt mit Kraftfahrzeu-
gen oder Gespannen zu befahren.

4. Auûerhalb der vorhandenen Wege Rad zu fahren
oder zu reiten.

5. Wildwachsende Pflanzen einzubringen, zu entneh-
men oder zu schädigen und wildlebende, nicht
dem Jagdgesetz unterliegende Tiere auszusetzen,
zu entnehmen oder zu stören.

§ 4

Zulässige Handlungen

1. Die Nutzung bestehender Wege, Leitungen und
Einrichtungen ist im Rahmen bestehender Nut-
zungsrechte und Pachtverträge zulässig.

2. Die Ausübung der Jagd ist im Rahmen des § 30
Abs. 1 des Saarländischen Jagdgesetzes vom
27. Mai 1998 (Amtsbl. S. 638) zulässig.

3. Verkehrssicherungsmaûnahmen und Arbeiten zur
Unterhaltung und Instandsetzung rechtmäûig be-
stehender Anlagen, Straûen, Wege, Leitungen
(einschlieûlich Leitungstrassen) und Einrichtungen
sind ausschlieûlich in der Zeit vom 15. August bis
15. Februar zulässig; bei Gefahr im Verzug und bei
unaufschiebbaren Arbeiten an Leitungsnetzen und
Straûen gilt diese Fristbeschränkung nicht.

4. Arbeiten zur Unterhaltung von Gewässern sind
ausschlieûlich in der Zeit vom 15. August bis
15. Oktober zulässig; bei Gefahr im Verzug und
bei Bauzeiten über 2 Monate Dauer gilt diese
Fristbeschränkung nicht.

5. Wissenschaftliche Untersuchungen und damit ver-
bundene Maûnahmen sind zulässig

Ð zur Ausarbeitung von Pflege- und Entwick-
lungsmaûnahmen,

Ð zur Zustandsaufnahme der Naturwaldzelle
Steinbachtal/Netzbachtal,

Ð für die Probenahme für die Universität des
Saarlandes für die Umweltprobenbank des
Bundes,

Ð auf der Versuchsfläche der Niedersächsischen
Versuchsanstalt, Versuch Nr. 256 (Waldabtei-
lung 1425.2).

Abweichungen von diesen Maûgaben sind zulässig, so-
weit die Maûnahme nach den Vorgaben des Pflege-
und Entwicklungsplanes nach § 6 Abs. 1 dieser Ver-
ordnung für die betroffene Fläche durchgeführt wird.

§ 5

Ausnahmen

(1) Die oberste Naturschutzbehörde kann im Einzel-
fall für eine bisher rechtmäûig durchgeführte Nutzung
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oder für Maûnahmen geringen Umfangs Ausnahmen
von § 3 und von Maûgaben nach § 4 zulassen, wenn
dadurch der Schutzzweck nicht beeinträchtigt wird.
§ 34 Abs. 2 Saarländisches Naturschutzgesetz bleibt
unberührt.

(2) Erdarbeiten zur Sicherung, wissenschaftlichen Do-
kumentation und Bergung von Bodendenkmälern sind
nur mit Erlaubnis nach § 20 des Saarländischen Denk-
malschutzgesetzes vom 12. Oktober 1977 (Amtsbl.
S. 993) zulässig. Das Staatliche Konservatoramt erteilt
eine Erlaubnis nur im Einvernehmen mit der obersten
Naturschutzbehörde.

§ 6

Pflege- und Entwicklungsmaûnahmen

(1) Für das Naturschutzgebiet wird bei Bedarf ein
Pflege- und Entwicklungsplan von der Forstbehörde
im Einvernehmen mit der obersten Naturschutz-
behörde erstellt.

(2) Pflege- und Entwicklungsmaûnahmen werden von
der Forstbehörde oder unter deren fachlicher Leitung
durchgeführt. Die Forstbehörde entscheidet bei Ab-
weichungen vom Pflege- und Entwicklungsplan im
Einvernehmen mit der obersten Naturschutzbehörde.

(3) Als Pflege- und Entwicklungsmaûnahme gelten
auch die Beseitigung von den Schutzzweck störenden
baulichen Anlagen, Wegen oder sonstigen Einrichtun-
gen ohne rechtlichen Bestandsschutz sowie Schutz-
maûnahmen gegen schädliche Einwirkungen auf das
Naturschutzgebiet.

§ 7

Duldungspflicht

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von
Grundstücken innerhalb des Naturschutzgebietes ha-
ben zu dulden, dass

1. die Grenzen des Schutzgebietes durch Aufstellung
des amtlichen Schildes ¹Naturschutzgebietª ge-
kennzeichnet werden,

2. in das Liegenschaftskataster der Hinweis ¹Natur-
schutzgebietª aufgenommen wird.

§ 8

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig nach § 38 Abs. 1 Nr. 9 Saarländisches
Naturschutzgesetz handelt, wer im Naturschutzgebiet
vorsätzlich oder fahrlässig gegen § 3 oder gegen Maû-
gaben des § 4 verstöût.

§ 9

In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung im Amtsblatt des Saarlandes in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Verordnung über das Naturschutzgebiet
¹Waldschutzgebiet Steinbachtalª vom 10. Juli 1998
(Amtsbl. S. 822) auûer Kraft.

Saarbrücken, den 25. März 2002

Der Minister für Umwelt

Mörsdorf
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I. Amtliche Texte

Gesetze

250 Gesetz Nr. 1554
zur Neuordnung des saarländischen Denkmalrechts

Vom 19. Mai 2004

Der Landtag des Saarlandes hat folgendes Gesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird:

Artikel 1

Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG)

Inhaltsverzeichnis

§ 1 Aufgaben des Denkmalschutzes und der
Denkmalpflege

§ 2 Begriffsbestimmungen

§ 3 Landesdenkmalbehörde

§ 4 Denkmalbeauftragte

§ 5 Landesdenkmalrat

§ 6 Denkmalliste

§ 7 Erhaltung, Nutzung und Veräuûerung von
Baudenkmälern

§ 8 Veränderung von Baudenkmälern und
Denkmalbereichen

§ 9 Veränderung und Veräuûerung von beweg-
lichen Kulturdenkmälern

§ 10 Ausgrabung, Veränderung und Veräuûerung
von Bodendenkmälern

§ 11 Nutzungsbeschränkung

§ 12 Funde

§ 13 Ablieferung

§ 14 Schatzregal

§ 15 Vorkaufsrecht

§ 16 Enteignung

§ 17 Enteignende Maûnahmen

§ 18 Verordnungsermächtigungen

§ 19 Örtliche Gestaltungsvorschriften

§ 20 Ordnungswidrigkeiten

§ 21 Grundrechtseinschränkung

§ 22 Kostenfreiheit

§ 23 Übergangsvorschriften

§ 1

Aufgaben des Denkmalschutzes und der
Denkmalpflege

(1) Kulturdenkmäler sind als Zeugnisse menschlicher
Geschichte und örtlicher Eigenart zu schützen, zu
pflegen, sinnvoll zu nutzen und wissenschaftlich zu er-
forschen. Sie sollen der Öffentlichkeit im Rahmen des
Zumutbaren zugänglich gemacht werden.
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§ 20

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig

1. eine nach § 3 Abs. 6 geforderte Auskunft nicht,
nicht richtig, nicht rechtzeitig oder nicht vollstän-
dig erteilt,

2. eine gemäû § 7 Abs. 4, § 8 Abs. 10, § 9 Abs. 2 und
§ 12 Abs. 1 erforderliche Anzeige nicht oder nicht
rechtzeitig erstattet,

3. Maûnahmen, die nach § 8 Abs. 1 bis 3, § 9 Abs. 1
und § 10 Abs. 1 bis 3 der Genehmigung bedürfen,
ohne Genehmigung oder abweichend von ihr
durchführt oder durchführen lässt,

4. vollziehbare Auflagen oder Bedingungen nach § 8
Abs. 6 nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder
nicht rechtzeitig erfüllt,

5. gefundene Gegenstände und die Fundstelle nicht
gemäû § 12 Abs. 2 unverändert lässt,

6. die Beschränkung der wirtschaftlichen Nutzung ei-
nes Grundstücks (§ 11) nicht oder nicht vollständig
einhält,

7. einer nach § 18 erlassenen Rechtsverordnung oder
einer nach § 19 erlassenen Örtlichen Gestaltungs-
vorschrift zuwiderhandelt, sofern die Rechtsver-
ordnung oder die Satzung für einen bestimmten
Tatbestand auf diese Buûgeldvorschrift verweist.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer wider besseres
Wissen unrichtige Angaben macht oder unrichtige
Pläne oder Unterlagen vorlegt, um einen Verwal-
tungsakt nach Maûgabe dieses Gesetzes zu erwirken
oder zu verhindern.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuûe
bis zu 250.000 Euro geahndet werden. Wird ohne Ge-
nehmigung nach § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1 oder § 10 Abs.
1 bis 3 ein Kulturdenkmal vorsätzlich zerstört, kann
eine Geldbuûe bis zu 500.000 Euro festgesetzt wer-
den.

(4) Reste eines Kulturdenkmals, das durch eine ord-
nungswidrige Handlung zerstört worden ist, können
eingezogen werden. § 23 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert
durch Artikel 4 Abs. 53 des Gesetzes vom 5. Mai 2004
(BGBl. I S. 718), in der jeweils geltenden Fassung ist
anzuwenden.

(5) Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit verjährt
in fünf Jahren.

(6) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die
Landesdenkmalbehörde.

§ 21

Grundrechtseinschränkung

Die Grundrechte der Unverletzlichkeit der Wohnung
(Artikel 13 des Grundgesetzes, Artikel 16 der Saarlän-
dischen Verfassung), der freien Entfaltung der Persön-

lichkeit (Artikel 2 Abs. 1 des Grundgesetzes, Artikel 2
der Saarländischen Verfassung) und des Eigentums
(Artikel 14 des Grundgesetzes, Artikel 18 der Saarlän-
dischen Verfassung) werden durch dieses Gesetz ein-
geschränkt.

§ 22

Kostenfreiheit

Anzeigeverfahren nach diesem Gesetz und nach Vor-
schriften auf Grund dieses Gesetzes sind kostenfrei.

§ 23

Übergangsvorschriften

(1) Die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Ge-
setzes im Staatlichen Konservatoramt tätigen Beam-
tinnen, Beamten, Angestellten, Arbeiterinnen und Ar-
beiter einschlieûlich der zu ihrer Berufsausbildung
dort Beschäftigten gehören ab diesem Zeitpunkt der
Landesdenkmalbehörde an.

(2) Die Amtszeit der nach § 6 des bisherigen Saarlän-
dischen Denkmalschutzgesetzes berufenen Mitglieder
des Landesdenkmalrats endet mit Ablauf des letzten
Tages des dritten auf das In-Kraft-Treten dieses Ge-
setzes folgenden Kalendermonats. Bis zu diesem Zeit-
punkt nimmt der nach den bisherigen Vorschriften ge-
bildete Landesdenkmalrat die Aufgaben nach § 5
wahr.

(3) Die Denkmalliste nach § 7 des bisherigen Saarlän-
dischen Denkmalschutzgesetzes wird mit den Eintra-
gungen der Baudenkmäler und der unbeweglichen
Bodendenkmäler Bestandteil der Denkmalliste nach
§ 6 dieses Gesetzes.

(4) Bei Verfahren, die vor In-Kraft-Treten dieses Ge-
setzes eingeleitet worden sind, findet § 8 Abs. 4 und 7
keine Anwendung. Vor In-Kraft-Treten dieses Geset-
zes eingereichte Erlaubnisanträge für Instandsetzungs-
maûnahmen, die nicht nach § 8 Abs. 9 genehmigungs-
frei sind, sind als Anzeigen nach § 8 Abs. 10 zu behan-
deln mit der Maûgabe, dass die Frist nach § 8 Abs. 10
Satz 2 mit dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes be-
ginnt. Hat das Staatliche Konservatoramt vor In-
Kraft-Treten dieses Gesetzes in einem Verfahren nach
§ 12 Abs. 5 des bisherigen Denkmalschutzgesetzes das
Einvernehmen nach § 4 Abs. 4 des bisherigen Saarlän-
dischen Denkmalschutzgesetzes erteilt, gilt dieses Ein-
vernehmen als Einvernehmen der Landesdenkmalbe-
hörde nach § 8 Abs. 8 fort.

Artikel 2

¾nderung von Rechtsvorschriften

(1) In § 7 Abs. 2 des Landesorganisationsgesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. März 1997
(Amtsbl. S. 410), zuletzt geändert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 8. Oktober 2003 (Amtsbl. S. 2874), wer-
den die Wörter ¹das Staatliche Konservatoramt,ª ge-
strichen.

(2) Die Spalte ¹Gegenstandª und die Gebührenspalte
der Gebührenstelle Nr. 248 in der Anlage zu der Ver-
ordnung über den Erlass eines Allgemeinen Gebüh-
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renverzeichnisses in der Fassung der Bekanntmachung
vom 29. Februar 1984 (Amtsbl. S. 381), zuletzt geän-
dert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 31. März 2004
(Amtsbl. S. 1037), werden wie folgt gefasst:

¹Denkmalschutz

1. Anordnung nach § 3 Abs. 2 SDschG 50 ± 500

2. Genehmigung der Zerstörung,
Beseitigung oder Veränderung des
Bestandes eines Denkmals

2.1 für je angefangene 100 m3

umbauter Raum 10
mindestens 50

2.2 für ein Denkmal, dessen
umbauter Raum nicht
annähernd bestimmbar ist 50 ± 500

3. Genehmigung der Entfernung
eines Denkmals vom
bisherigen Standort 50 ± 500

4. Genehmigung der Veränderung
des Erscheinungsbildes
eines Denkmals 50 ± 500

5. Genehmigung von An- oder
Aufbauten

5.1 für je angefangene 500 Euro
des Rohbauwertes 10
mindestens 50

5.2 soweit der Rohbauwert
schwer bestimmbar ist,
für je angefangene 500 Euro
der Herstellungskosten 5
mindestens 50

6. Genehmigung von Aufschriften
oder Werbeeinrichtungen

6.1 als Anlagen an Gebäudewänden
für jeden angefangenen m2

Ansichtsfläche 15
mindestens 50

6.2 als freistehende Anlagen
wie Säulen, Tafeln, Fahnen
oder sonstige Flächen, die
für Zettel- und Bogenanschläge
oder Lichtwerbung bestimmt
sind, einschlieûlich Anlagen
auf Dächern, für jeden
angefangenen m2

Ansichtsfläche 20
mindestens 50

7. Genehmigung nach
§ 10 Abs. 1 oder Abs. 2 SDschG 50 ± 500

8. Zulassen einer Ausnahme
nach § 16 Abs. 1 der
Energieeinsparverordnung (EnEV) 40 ± 511ª

(3) In der Spalte ¹Ausbildungsstellenª der Übersicht
zu Teil III Artikel 4 Abs. 3 der Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für den höheren technischen Verwal-

tungsdienst des Landes, der Gemeinden und der Ge-
meindeverbände vom 2. Mai 2001 (Amtsbl. S. 1526),
zuletzt geändert durch § 5 der Verordnung vom
10. Dezember 2002 (Amtsbl. S. 2594), werden die
Wörter ¹Staatliches Konservatoramtª durch das Wort
¹Landesdenkmalbehördeª ersetzt.

(4) Nummer 39 der Anlage zu § 1 des Gesetzes über
die Entschädigung der Mitglieder von Kommissionen
und Ausschüssen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 25. September 1972 (Amtsbl. S. 518), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 31. März
2004 (Amtsbl. S. 1037), wird wie folgt neu gefasst:

¹39. Landesdenkmalrat gemäû § 5 Abs. 9 des Saarlän-
dischen Denkmalschutzgesetzes vom 19. Mai
2004 (Amtsbl. S. 1498);ª

(5) Nummer 2.3.9 der Anlage 2 des Gesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung im Saarland
(SaarlUVPG) vom 30. Oktober 2002 (Amtsbl.
S. 2494), geändert durch Artikel 3 Abs. 6 des Geset-
zes vom 18. Februar 2004 (Amtsbl. S. 822), wird wie
folgt gefasst:

¹2.3.9 in der Denkmalliste nach § 6 des Saarlän-
dischen Denkmalschutzgesetzes verzeichnete
Denkmäler oder in amtlichen Karten verzeich-
nete Gebiete, die von der Landesdenkmalbe-
hörde als archäologisch bedeutende Landschaf-
ten eingestuft worden sind,ª.

(6) Die Landesbauordnung vom 18. Februar 2004
(Amtsbl. S. 822) wird wie folgt geändert:

a) In § 21 wird die Absatzkennzeichnung ¹(1)ª gestri-
chen und der Absatz 2 aufgehoben.

b) § 61 Abs. 1 Nr. 11 Buchstabe i) wird wie folgt ge-
fasst:

¹i) Ausgrabungen der Landesdenkmalbehörde.ª

(7) In § 1 Abs. 2 Nr. 3 der Verordnung über Zustän-
digkeiten nach dem Baugesetzbuch vom 29. Januar
1998 (Amtsbl. S. 134), geändert durch Artikel 3
Abs. 18 des Gesetzes vom 18. Februar 2004 (Amtsbl.
S. 822), werden die Wörter ¹das Staatliche Konserva-
toramtª durch die Wörter ¹die Landesdenkmalbehör-
deª ersetzt.

(8) Die Verordnung über den Inhalt des Liegen-
schaftskatasters und über die Übermittlung von Daten
aus dem Liegenschaftskataster (Katasterinhalts- und
-datenübermittelungsverordnung Ð KaInDÜV) vom
14. Mai 1999 (Amtsbl. S. 810), zuletzt geändert durch
die Verordnung vom 26. April 2004 (Amtsbl. S. 1046),
wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe h) wird das Wort
¹Denkmalschutzgebietª durch das Wort ¹Denk-
malbereichª ersetzt.

2. In § 7 Abs. 2 Nr. 5 wird das Wort ¹Denkmal-
schutz,ª gestrichen.

(9) In § 4 der Verordnung zur Festsetzung des Gra-
bungsschutzgebietes Homburg-Schwarzenacker vom
15. August 1979 (Amtsbl. S. 757) wird die Absatz-
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kennzeichnung ¹(1)ª gestrichen, das Wort ¹Erlaubnisª
in Satz 1 durch das Wort ¹Genehmigungª ersetzt und
Absatz 2 aufgehoben.

(10) Die Verordnung über die Festsetzung eines Gra-
bungsschutzgebietes in Gersheim, Gemarkung Rein-
heim, vom 4. August 1999 (Amtsbl. S. 1437) wird wie
folgt geändert:

1. § 1 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter ¹Obersten Denk-
malschutzbehördeª durch das Wort ¹Landes-
denkmalbehördeª ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

¹Eine weitere Ausfertigung dieser Karte ist bei
der Gemeinde Gersheim hinterlegt.ª

2. In § 2 Satz 1 wird das Wort ¹Erlaubnisª durch das
Wort ¹Genehmigungª ersetzt.

(11) Die Verordnung über die Festsetzung eines Gra-
bungsschutzgebietes in Borg, Gemeinde Perl, vom
5. November 1993 (Amtsbl. S. 1117), geändert durch
Artikel 10 § 1 Abs. 2 des Gesetzes vom 27. November
1996 (Amtsbl. S. 1313), wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter ¹Oberste Denk-
malschutzbehördeª durch das Wort ¹Landes-
denkmalbehördeª ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

¹Eine weitere Ausfertigung dieser Karte ist bei
der Gemeinde Perl hinterlegt.ª

2. In § 2 Satz 1 wird das Wort ¹Erlaubnisª durch das
Wort ¹Genehmigungª ersetzt.

(12) Die Verordnung über die Festsetzung eines Gra-
bungsschutzgebietes ¹Wareswaldª in den Gemeinden
Tholey (Ortsteil Tholey), Marpingen (Ortsteil Alswei-
ler), Oberthal (Ortsteil Oberthal und Gronig) und der
Kreisstadt St. Wendel (Stadtteil Bliesen) vom 5. März
2002 (Amtsbl. S. 963), geändert durch die Verordnung
vom 30. Oktober 2002 (Amtsbl. S. 2294), wird wie
folgt geändert:

1. § 1 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter ¹Obersten Denk-
malschutzbehördeª durch das Wort ¹Landes-
denkmalbehördeª ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

¹Weitere Ausfertigungen dieser Karte sind bei
den Gemeinden Tholey, Marpingen, Oberthal
und der Kreisstadt St. Wendel hinterlegt.ª

2. In § 2 Satz 1 werden die Wörter ¹der Erlaubnis
nach § 20ª durch die Wörter ¹der Genehmigung
nach § 10 Abs. 2ª ersetzt.

(13) Die Verordnung über die Festsetzung eines Gra-
bungsschutzgebietes ¹Hinter der Baumschule Ð Rö-
mischer Tempelbezirk Schweichhausenª in der Ge-

meinde Tholey (Ortsteil Tholey) vom 2. Dezember
2002 (Amtsbl. S. 2596), geändert durch die Verord-
nung vom 24. Januar 2003 (Amtsbl. S. 250), wird wie
folgt geändert:

1. § 1 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter ¹Obersten Denk-
malschutzbehördeª durch das Wort ¹Landes-
denkmalbehördeª ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

¹Eine weitere Ausfertigung der Karte ist bei
der Gemeinde Tholey hinterlegt.ª

2. In § 2 Satz 1 werden die Wörter ¹der Erlaubnis
nach § 20ª durch die Wörter ¹der Genehmigung
nach § 10 Abs. 2ª ersetzt.

(14) Die Verordnung über die Festsetzung eines Gra-
bungsschutzgebietes ¹Kasbruchª in der Kreisstadt
Neunkirchen (Stadtteile Neunkirchen und Welleswei-
ler) vom 27. August 2003 (Amtsbl. S. 2450) wird wie
folgt geändert:

1. § 1 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter ¹Obersten Denk-
malschutzbehördeª durch das Wort ¹Landes-
denkmalbehördeª ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

¹Eine weitere Ausfertigung der Karte ist bei
der Kreisstadt Neunkirchen hinterlegt.ª

2. In § 2 Satz 1 werden die Wörter ¹der Erlaubnis
nach § 20ª durch die Wörter ¹der Genehmigung
nach § 10 Abs. 2ª ersetzt.

3. In § 3 Satz 2 werden die Wörter ¹dem Staatlichen
Konservatoramtª durch die Wörter ¹der Landes-
denkmalbehördeª ersetzt.

(15) In der Verordnung zur Bestimmung der zuständi-
gen Behörde nach den §§ 82 i Abs. 2 und 82 k Abs. 2
Einkommenssteuer-Durchführungsverordnung vom
22. August 1989 (Amtsbl. S. 1250) werden die Wörter
¹das Staatliche Konservatoramtª durch die Wörter
¹die Landesdenkmalbehördeª und die Wörter ¹den
§§ 82 i Abs. 2 und 82 k Abs. 2ª durch die Angabe
¹§ 82 i Abs. 2ª ersetzt.

(16) Die Grundsteueranerkennungsverordnung vom
16. August 1976 (Amtsbl. S. 873), geändert durch § 4
Abs. 2 der Verordnung vom 21. Mai 2002 (Amtsbl.
S. 1121), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 1 werden die Wörter ¹das Gesetz Nr.
1037 vom 5. November 1975 (Amtsbl. S. 1214)ª
durch die Wörter ¹Artikel 4 des Gesetzes vom
9. Juli 2003 (Amtsbl. S. 1990)ª ersetzt.

2. In § 2 Satz 1 werden die Wörter ¹des Staatlichen
Konservatoramtesª durch die Wörter ¹der Landes-
denkmalbehördeª ersetzt.

(17) § 5 Abs. 2 der Verordnung über das Naturschutz-
gebiet ¹Waldschutzgebiet Steinbachtal/Netzbachtalª
vom 25. März 2002 (Amtsbl. S. 754) wird wie folgt ge-
fasst:
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¹(2) Erdarbeiten zur Sicherung, wissenschaftlichen
Dokumentation und Bergung von Bodendenkmälern
sind mit Genehmigung der Landesdenkmalbehörde
nach § 10 Abs. 1 des Saarländischen Denkmalschutz-
gesetzes vom 19. Mai 2004 (Amtsbl. S. 1498) in der je-
weils geltenden Fassung zulässig. Die Genehmigung
bedarf des Einvernehmens der obersten Naturschutz-
behörde.ª

(18) § 5 Abs. 2 der Verordnung über das Naturschutz-
gebiet ¹Täler der Ill und ihrer Nebenbächeª vom
6. November 2002 (Amtsbl. S. 2284), geändert durch
die Verordnung vom 15. September 2003 (Amtsbl.
S. 2570), wird wie folgt gefasst:

¹(2) Erdarbeiten zur Sicherung, wissenschaftlichen
Dokumentation und Bergung von Bodendenkmälern
sind mit Genehmigung der Landesdenkmalbehörde
nach § 10 Abs. 1 des Saarländischen Denkmalschutz-
gesetzes vom 19. Mai 2004 (Amtsbl. S. 1498) in der je-
weils geltenden Fassung zulässig. Die Genehmigung
bedarf des Einvernehmens der obersten Naturschutz-
behörde.ª

(19) § 5 Abs. 2 der Verordnung über das Naturschutz-
gebiet ¹Oberes Wahnbachtalª vom 10. Dezember
2002 (Amtsbl. S. 2598) wird wie folgt gefasst:

¹(2) Erdarbeiten zur Sicherung, wissenschaftlichen
Dokumentation und Bergung von Bodendenkmälern
sind mit Genehmigung der Landesdenkmalbehörde
nach § 10 Abs. 1 des Saarländischen Denkmalschutz-
gesetzes vom 19. Mai 2004 (Amtsbl. S. 1498) in der je-
weils geltenden Fassung zulässig. Die Genehmigung
bedarf des Einvernehmens der obersten Naturschutz-
behörde.ª

(20) § 4 Nr. 8 der Verordnung über das Naturschutz-
gebiet ¹Am Heiligenkopf/Metzerbachtalª vom 15. Ok-
tober 2003 (Amtsbl. S. 2734) wird wie folgt gefasst:

¹8. Erdarbeiten zur Sicherung, wissenschaftlichen Do-
kumentation und Bergung von Bodendenkmälern
sind mit Genehmigung der Landesdenkmalbe-
hörde nach § 10 Abs. 1 des Saarländischen Denk-
malschutzgesetzes vom 19. Mai 2004 (Amtsbl.
S. 1498) in der jeweils geltenden Fassung zulässig.
Die Genehmigung bedarf des Einvernehmens der
obersten Naturschutzbehörde.ª

(21) § 4 Abs. 6 der Verordnung über das Naturschutz-
gebiet ¹Wiesen bei Sötern-Waldbachª vom 8. Januar
2004 (Amtsbl. S. 180) wird wie folgt gefasst:

¹(6) Erdarbeiten zur Sicherung, wissenschaftlichen
Dokumentation und Bergung von Bodendenkmälern
sind mit Genehmigung der Landesdenkmalbehörde
nach § 10 Abs. 1 des Saarländischen Denkmalschutz-
gesetzes vom 19. Mai 2004 (Amtsbl. S. 1498) in der je-
weils geltenden Fassung zulässig. Die Genehmigung
bedarf des Einvernehmens der obersten Naturschutz-
behörde.ª

(22) § 4 Nr. 10 der Verordnung über das Naturschutz-
gebiet Südlicher Bliesgau/Auf der Lohe vom 26. März
2004 (Amtsbl. S. 786) wird wie folgt gefasst:

¹10. Erdarbeiten zur Sicherung, wissenschaftlichen
Dokumentation und Bergung von Bodendenk-
mälern sind mit Genehmigung der Landesdenk-
malbehörde nach § 10 Abs. 1 des Saarländischen
Denkmalschutzgesetzes vom 19. Mai 2004
(Amtsbl. S. 1498) in der jeweils geltenden Fas-
sung zulässig. Die Genehmigung bedarf des Ein-
vernehmens der obersten Naturschutzbehörde.ª

(23) Das Gesetz über Zuständigkeiten nach der Ener-
gieeinsparverordnung vom 19. März 2003 (Amtsbl.
S. 1118) wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt gefasst:

¹§ 3

Über Ausnahmen nach § 16 Abs. 1 der Energieein-
sparverordnung entscheidet bei Baudenkmälern
und bei Vorhaben, die einer Genehmigung nach
§ 8 Abs. 2 oder 3 des Saarländischen Denkmal-
schutzgesetzes vom 19. Mai 2004 (Amtsbl. S. 1498
bedürfen, die Landesdenkmalbehörde.ª

2. § 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

¹Die den kommunalen Gebietskörperschaften
durch die Wahrnehmung der Aufgaben nach die-
sem Gesetz entstehenden Kosten werden vom
Saarland im jeweils folgenden Haushaltsjahr im
nachgewiesenen Umfang erstattet.ª

Artikel 3

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang

Die auf Artikel 2 Abs. 2 bis 4 und 7 bis 22 beruhenden
Teile der dort geänderten Rechtsverordnungen kön-
nen auf Grund der jeweils einschlägigen Ermächtigun-
gen durch Rechtsverordnung geändert werden.

Artikel 4

In-Kraft-Treten, Auûer-Kraft-Treten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.
Zum gleichen Zeitpunkt treten auûer Kraft:

1. das Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Kultur-
denkmäler im Saarland (Saarländisches Denkmal-
schutzgesetz Ð SDschG Ð) vom 12. Oktober 1977
(Amtsbl. S. 993), zuletzt geändert durch Artikel 3
Abs. 22 des Gesetzes vom 18. Februar 2004
(Amtsbl. S. 822),

2. die Verordnung über das Denkmalschutzgebiet
¹Am Stadenª in der Landeshauptstadt Saarbrü-
cken vom 14. März 1982 (Amtsbl. S. 439), geändert
durch Artikel 10 § 1 Abs. 2 des Gesetzes vom
27. November 1996 (Amtsbl. S. 1313).

(2) Abweichend von Absatz 1 treten die Vorschriften
über die Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverord-
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nungen und von Örtlichen Gestaltungsvorschriften am
Tage nach der Verkündung in Kraft.

Saarbrücken, den 5. Juli 2004

Die Regierung des Saarlandes

Müller Spoerhase-Eisel

Jacoby Schreier

Kramp-Karrenbauer Dr. Görner

Dr. Georgi Mörsdorf

279 Gesetz Nr. 1555
zur ¾nderung des Gesetzes zur Ordnung des Schul-

wesens im Saarland (Schulordnungsgesetz: SchoG)

Vom 23. Juni 2004

Der Landtag des Saarlandes hat folgendes Gesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird:

Artikel 1

§ 1 des Gesetzes zur Ordnung des Schulwesens im
Saarland (Schulordnungsgesetz: SchoG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21. August 1996
(Amtsbl. S. 846; ber. 1997 S. 147), zuletzt geändert
durch das Gesetz vom 31. März 2004 (Amtsbl.
S. 1037), wird wie folgt geändert:

Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:

¹(2a) Die Schule unterrichtet und erzieht die Schüler
bei gebührender Rücksichtnahme auf die Empfindun-
gen anders denkender Schüler auf der Grundlage
christlicher Bildungs- und Kulturwerte. Der Erzie-
hungsauftrag ist in der Art zu erfüllen, dass durch po-
litische, religiöse, weltanschauliche oder ähnliche äu-
ûere Bekundungen weder die Neutralität des Landes
gegenüber Schülern und Eltern noch der politische,
religiöse oder weltanschauliche Schulfrieden gefährdet
oder gestört werden.ª

Artikel 2

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.

Saarbrücken, den 13. Juli 2004

Der Ministerpräsident

Müller

Der Minister
für Finanzen und Bundesangelegenheiten

Jacoby

Die Ministerin für Inneres und Sport

Kramp-Karrenbauer

Der Minister
für Bildung, Kultur und Wissenschaft

Schreier

Verordnungen

273 Verordnung
zur Übertragung von Aufgaben auf das Landesamt für

Finanzen

Vom 22. Juni 2004

Aufgrund des § 2 Abs. 3 des Gesetzes über die Errich-
tung eines Landesamtes für Finanzen und eines Lan-
desamtes für Bau und Liegenschaften vom 23. Mai
2001 (Amtsbl. S. 937) verordnet der Landtag des Saar-
landes im Einvernehmen mit dem Ministerium für Fi-
nanzen und Bundesangelegenheiten:

§ 1

(1) Auf das Landesamt für Finanzen wird mit Wirkung
vom 1. August 2004 folgende Aufgabe übertragen:

Ð die Bearbeitung von Regressansprüchen für den
Geschäftsbereich des Landtages des Saarlandes,
die im Rahmen der Gewährung von Geldleistun-
gen (Bezüge, Vergütung, Lohn und Beihilfen) an
Landesbedienstete sowie Abgeordnete entstehen.

(2) Dem Landesamt für Finanzen wird die Befugnis
übertragen, den Landtag des Saarlandes in der in Ab-
satz 1 genannten Angelegenheit zu vertreten.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2004 in Kraft.

Saarbrücken, den 22. Juni 2004

Landtag des Saarlandes

Der Präsident
Ley

276 28. Verordnung
zur ¾nderung der Verordnung zur Abgeltung der

Bürokosten der Gerichtsvollzieher

Vom 5. Juli 2004

Auf Grund des § 49 Abs. 3 des Bundesbesoldungs-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), zuletzt geändert
durch Art. 3 § 1 des Gesetzes vom 22. Juni 2004
(BGBl. I S. 1248), und des § 1 Nr. 3 der Verordnung
zur Übertragung besoldungsrechtlicher Zuständigkei-
ten vom 30. August 1976 (Amtsbl. S. 965), geändert
durch die Verordnung vom 20. März 1979 (Amtsbl.
S. 332), verordnet das Ministerium der Justiz im Ein-
vernehmen mit dem Ministerium für Inneres und
Sport und dem Ministerium für Finanzen und Bundes-
angelegenheiten:

1510 Amtsblatt des Saarlandes vom 22. Juli 2004
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103	 Verordnung  
	 über das Naturschutzgebiet „Saarkohlenwald“ 
	 (N 6707-301)

Vom 21. März 2017

Auf Grund des §  20 Absätze 1 und 3 des Saarländi-
schen Naturschutzgesetzes vom 5. April 2006 (Amtsbl. 
S. 726) in Verbindung mit § 22 Absätze 1 und 2, § 23 
und § 32 Absätze 2 und 3 des Bundesnaturschutzgeset-
zes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) in der jeweils 
geltenden Fassung verordnet das Ministerium für Um-
welt und Verbraucherschutz:

Präambel

Natura 2000-Gebiete sind Bestandteil eines europa-
weit verpflichtenden Schutzgebietsnetzes zum Schutz 
besonderer Lebensräume und Arten. Die Mitgliedstaa-
ten haben für ihren Anteil an Natura 2000-Gebieten 
Maßnahmen zu ergreifen, um diese Gebiete als beson-
dere Schutzgebiete endgültig unter Schutz zu stellen.

Ziel der FFH- und Vogelschutzrichtlinie ist der länder-
übergreifende Schutz gefährdeter wild lebender Pflan-
zen- und Tierarten zur Erhaltung der biologischen Viel-
falt (Biodiversität), das heißt der Vielfalt der Arten, der 
genetischen Vielfalt und der Vielfalt der Ökosysteme.

Ziel der Natura 2000-Gebiete ist ausdrücklich nicht die 
Aufgabe der Nutzung, sondern der Erhalt artenreicher, 
naturnah bewirtschafteter Kulturlandschaften mit ihrer 
hohen Artenvielfalt. Die Landbewirtschaftung ist also 
erwünscht und oftmals notwendig um den „günsti-
gen Erhaltungszustand“ der natürlichen Lebensräume 
und Arten zu gewährleisten. Der Betrachtungs- und 
Beurteilungszeitraum begann dabei jeweils mit der 
Anerkennung eines Natura 2000-Gebietes durch die 
EU-Kommission.Grundstückseigentümer und Bewirt-
schafter haben die Aufgabe durch eine verantwortliche 
Nutzung der Flächen dazu beizutragen, dass sich der 
ökologische Zustand nicht verschlechtert (Verschlech-
terungsverbot).

Die Wahrung des günstigen Erhaltungszustandes wird 
vorrangig durch Regelungen zur Bewirtschaftung in 
der Verordnung gesichert. Die weiteren Erhaltungs
ziele – Wiederherstellung und Entwicklung eines 
günstigen Erhaltungszustandes – sollen in erster Linie 
durch einen mit den Bewirtschaftern abgestimmten 
Managementplan erreicht werden.Ein wirkungsvolles 
Gebietsmanagement ist für den erfolgreichen Schutz 
der Lebensräume und Arten unverzichtbar.

Regelungen, die die Landbewirtschaftung einschrän-
ken, werden durch finanzielle Hilfen für die Bewirt-
schafter sinnvoll ergänzt. Die Europäische Union er-
öffnet durch die Verabschiedung der Agenda 2000 
finanzielle Möglichkeiten für landwirtschaftliche Be-
triebe, die durch eine naturschutzgerechte Wirtschafts-
weise auch in FFH- und Vogelschutzgebieten zur Er-
haltung von Lebensraumtypen und Arten beitragen. 
Fördermöglichkeiten bestehen grundsätzlich durch den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwick-
lung des ländlichen Raumes (ELER) und das Finanzie
rungsinstrument für die Umwelt (LIFE).

Um den an die Natura 2000-Gebiete gestellten Er-
wartungen gerecht zu werden, ist in den Natura 
2000-Richtlinien geregelt, dass alle sechs Jahre in den 
Mitgliedstaaten eine Berichterstattung über den Erfolg 
der in den FFH-Gebieten durchgeführten Schutzmaß-
nahmen erfolgen muss.

Dieser Bericht muss zudem die wichtigsten Ergebnisse 
des allgemeinen Monitorings beinhalten. Kommt ein 
Mitgliedsstaat seinen aus den europäischen Richtlini-
en erwachsenen Verpflichtungen nicht nach, existiert 
ein EU-rechtliches Kontroll- und Sanktionsinstrumen-
tarium in Form von Beschwerde- und Vertragsverlet-
zungsverfahren.

§ 1 
Schutzgebiet

(1) Das im Folgenden näher bestimmte Gebiet mit 
einer Größe von ca. 2439 ha wird zum Naturschutz-
gebiet erklärt. Es trägt die Bezeichnung Naturschutz-
gebiet „Saarkohlenwald“ (N 6707-301) und ist Teil 
des Netzes Natura 2000 (§  31 Bundesnaturschutzge-
setz) als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung 
gemäß der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräu-
me sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. 
L 206 vom 22.07.1992 S. 7) und als Europäisches 
Vogelschutzgebiet gemäß der Richtlinie 2009/147/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
30. November 2009 über die Erhaltung der wildleben-
den Vogelarten (ABl. L 20 vom 26. Januar 2010 S. 7) 
in der jeweils geltenden Fassung.

Das Schutzgebiet liegt in der Stadt Saarbrücken, Ge-
markungen Malstatt-Burbach, St. Johann und Dudwei-
ler, der Gemeinde Quierschied, Gemarkungen Quier-
schied und Fischbach sowie der Gemeinde Heusweiler, 
Gemarkung Holz. Es umfasst im Wesentlichen die 
Waldgebiete zwischen der Bundesautobahn A 1, der 
Ortslage Malstatt, der Bahnlinie zwischen Malstatt und 
Fischbach, den Ortslagen Fischbach und Quierschied 
sowie der L 262 zwischen Quierschied und Holz.

(2) Das Schutzgebiet ist in der anliegenden Übersichts-
karte, die Bestandteil dieser Verordnung ist, durch 
schwarze Umrandung gekennzeichnet. Die flurstück-
genaue Abgrenzung ist in Detailkarten 1 : 2.000 mit 
Flurstücknummern und Randsignatur, die ebenfalls 
Bestandteil dieser Verordnung sind, wiedergegeben. 
Diese Karten und der Verordnungstext werden im Mi-
nisterium für Umwelt und Verbraucherschutz – Obers-
te Naturschutzbehörde –, Saarbrücken, verwahrt. Eine 
weitere Ausfertigung befindet sich bei der Stadt Saar-
brücken sowie den Gemeinden Heusweiler und Quier-
schied. Verordnungstext und Karten können bei den 
genannten Stellen eingesehen werden.

(3) In den Detailkarten werden, soweit dies für die An-
wendbarkeit nachfolgender Regelungen erforderlich 
ist, die Lebensraumtypen und deren Erhaltungszustän-
de nach Anhang I und Artvorkommen nach Anhang II 
der Richtlinie 92/43/EWG dargestellt.

(4) Innerhalb des Naturschutzgebietes liegen drei Zo-
nen, in denen besondere Regelungen gelten. Dies sind 
Zone 1, 2 und 3.

Rechteck

g.schommer
Textfeld
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§ 5 
Managementplan, Schutz- und Pflegemaßnahmen

(1) Konkrete flächenbezogene Aussagen zu Artvor-
kommen und deren Habitatstrukturen sowie zur Be-
wirtschaftung erfolgen in Managementplänen, die von 
der Obersten Naturschutzbehörde oder der von ihr be-
auftragten Stelle erstellt werden. Auf bewirtschafteten 
Flächen erfolgt die Aufstellung nach Anhörung der 
Nutzungsberechtigten.

Auf Staatswaldflächen erfolgt die Erstellung der Ma-
nagementpläne bzw. Teilen der Managementpläne 
durch den SaarForst Landesbetrieb im Einvernehmen 
mit der Obersten Naturschutzbehörde oder der von ihr 
beauftragten Stelle. Im Bereich der Zweckverbände für 
die Durchführung von Naturschutzgroßprojekten er-
folgt die Erstellung der Managementpläne im Beneh-
men mit den Zweckverbänden und dem Bundesamt für 
Naturschutz.

(2) Der Managementplan stellt darüber hinaus freiwil-
lige weitergehende Maßnahmen und Nutzungen ein-
schließlich der Jagd im Sinne eines Wildtiermanage-
ments dar.

(3) Die jeweils geltende Fassung des Management-
plans ist durch die Oberste Naturschutzbehörde oder 
die von ihr beauftragte Stelle entsprechend zu kenn-
zeichnen und dauerhaft zu verwahren.

(4) Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die in einem 
Managementplan nach Absatz 3 enthalten sind, werden 
unter Aufsicht der Obersten Naturschutzbehörde oder 
der von ihr beauftragen Stelle durch diese oder in deren 
Auftrag, im Bereich des Staatswaldes auch durch den 
SaarForst Landesbetrieb und im Bereich der Zweck-
verbände für die Durchführung von Naturschutzgroß-
projekten auch durch die Zweckverbände durchgeführt. 
Von einem Managementplan nach Absatz 3 abweichen-
de Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen bedürfen der 
vorherigen Zulassung durch die Oberste Naturschutz-
behörde oder der von ihr beauftragten Stelle. Bei Ver-
pachtung der im Eigentum der Städte und Gemeinden, 
Zweckverbände zur Durchführung von Naturschutz-
großprojekten, des Landes oder des Bundes befindli-
chen Grundstücke und bei vertraglichen Vereinbarun-
gen zur Förderung der Nutzung sind die Vorgaben des 
Managementplans für die betroffene Fläche zu beach-
ten und in den Pachtvertrag aufzunehmen.

§ 6 
Ausnahmen, Anordnungsbefugnis

(1) Die Oberste Naturschutzbehörde kann für eine vor 
Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig durch-
geführte Nutzung Ausnahmen von Beschränkungen 

und Maßgaben nach § 3 sowie von der Unzulässigkeit 
gemäß § 4 zulassen, wenn dadurch der Schutzzweck 
nicht beeinträchtigt wird. Für sonstige Maßnahmen 
oder Handlungen geringen Umfanges kann die Oberste 
Naturschutzbehörde Ausnahmen zulassen, wenn da-
durch der Schutzzweck nicht beeinträchtigt wird. § 67 
des Bundesnaturschutzgesetzes bleibt unberührt.
(2) Handelt es sich um ein Projekt im Sinne des § 34 
des Bundesnaturschutzgesetzes oder um einen Plan im 
Sinne des §  36 des Bundesnaturschutzgesetzes, sind 
die diesbezüglichen Verfahrensregelungen des Saar-
ländischen Naturschutzgesetzes anzuwenden.
(3) Soweit durch Maßnahmen oder Handlungen eine 
Beeinträchtigung des Erhaltungszustandes des Lebens-
raumtyps oder der Art eingetreten ist oder begründet 
zu erwarten ist, kann das Landesamt für Umwelt- und 
Arbeitsschutz Anordnungen treffen, um die Erhaltung 
oder Wiederherstellung des Erhaltungszustandes si-
cher zu stellen.

§ 7 
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des §  52 Absatz 1 Num-
mer 5 des Saarländischen Naturschutzgesetzes handelt, 
wer in dem Schutzgebiet vorsätzlich oder fahrlässig 
gegen Regelungen des § 3 oder des § 4 verstößt.

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach Ihrer Verkün-
dung im Amtsblatt des Saarlandes in Kraft. Gleichzei-
tig treten die Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Waldschutzgebiet Steinbachtal/Netzbachtal“ vom 
25. März 2002 (Amtsbl. S. 254) und die Verordnung 
über die Naturschutzgebiete „Naturwaldzellen im 
Saarland“ vom 28. Januar 2000 hinsichtlich „Höl-
zerbachtal“ (Amtsbl. S. 470) in der jeweils geltenden 
Fassung außer Kraft. Auf den in § 1 dieser Verordnung 
bezeichneten Flächen tritt gleichzeitig hinsichtlich 
L  5.04.01 Köllertaler Wald (Teilbereich Quierschied) 
und L 5.08.01 Staatsforst Saarbrücken die Verordnung 
über die Landschaftsschutzgebiete im Stadtverband 
Saarbrücken vom 9. Juni 1976 (Amtsbl. S. 717) in der 
jeweils geltenden Fassung außer Kraft.

Saarbrücken, den 21. März 2017

Der Minister für Umwelt 
und Verbraucherschutz

Jost

G.Schommer
Hervorheben

G.Schommer
Hervorheben
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� — Anlage —

±

Anlage
zur Verordnung über das Naturschutzgebiet
N 6707-301
Saarkohlenwald
vom 21. März 2017

Hinweis:
Topographische Hintergrundkarte Maßstab 1:25000
Erfassungsmaßstab des Gebietes Maßstab 1:1000
(Daher kommt es zu Abweichungen in der Darstellung)

0 810 1.620 2.430 3.240405
Meter

Zone 1

Zone 2

Zone 3

Naturschutzgebiet

"Urwald" (Zone 1)
Ehemaliges Naturschutzgebiet "Naturwaldzelle
Hölzerbachtal" (Zone 2)
Friedwald (Zone 3)




